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Umzonierung von Flächen im Naturpark Erzgebirge/Vogtland auf dem Gebiet des 
Verwaltungsverbandes Jägerswald 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Sachsen e.V. nimmt als anerkannter Naturschutzverband gemäß § 3 UmwRG i.V.m. § 63 
BNatSchG zum Verordnungsentwurf des Landratsamtes Erzgebirgskreis vom 18. November 2025 zur 
Änderung des Naturparks „Erzgebirge/Vogtland" auf dem Gebiet des Verwaltungsverbandes Jägers-
wald Stellung.  

Die geplante Umzonierung betrifft ca. 17,71 Hektar, die von der Entwicklungszone (EZ) in die Schutzzone 
II (SZ II) überführt werden sollen, sowie ca. 20,61 Hektar, die in umgekehrter Richtung von der Schutz-
zone II in die Entwicklungszone zurückgestuft werden sollen (Verordnungsentwurf vom 18.11.2025, 
§ 2). 

Wir lehnen die geplante Umzonierung in der vorliegenden Form ab und erheben folgende 
Einwendungen: 

I. Unzureichende Ermittlungs- und Abwägungsgrundlagen 

Die vorgelegten Unterlagen beschränken sich auf den Verordnungstext mit Kartenanlagen. Wesentliche 
Unterlagen, die für eine sachgerechte Abwägung und eine rechtmäßige Ermessensentscheidung erfor-
derlich sind, fehlen vollständig: 

Begründung der Verordnung: Es liegt keine ausformulierte Begründung vor, die nachvollziehbar darlegt, 
warum gerade diese Flächen umgezont werden sollen und welche fachlichen Erwägungen die Behörde 
zu dieser Entscheidung geführt haben. Insbesondere fehlt eine Darlegung, warum der Nettoverlust von 
ca. 2,9 Hektar an Schutzzonenflächen naturschutzfachlich vertretbar sein soll. 

Naturschutzfachliche Bestandsaufnahme: Die pauschale Behauptung, „Biotope oder besonders natur-
schutzfachlich wertvolle Bereiche sind von der Umzonierung nicht betroffen" (Schreiben vom 
11.12.2025, S. 1), ersetzt keine fundierte naturschutzfachliche Bewertung. Ohne Biotopkartierung, 
Vegetationsaufnahmen und faunistische Erhebungen ist diese Aussage nicht überprüfbar. Eine sachge-
rechte Ermittlung der naturschutzfachlichen Bedeutung der betroffenen Flächen ist nicht erkennbar. 

Prüfung der Betroffenheit geschützter Arten: Es ist nicht dargelegt, ob auf den betroffenen Flächen 
besonders oder streng geschützte Arten vorkommen. Die geplante Rückstufung wird künftige Bauvor-
haben tendenziell erleichtern, die zu Störungen, Tötungen oder zur Zerstörung von Fortpflanzungs- und 
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Ruhestätten führen können. Ohne eine Risikoabschätzung bezüglich § 44 Abs. 1 BNatSchG ist die Ver-
ordnung als Abwägungsgrundlage für nachfolgende Genehmigungsverfahren defizitär. 

Prüfung von Natura-2000-Gebieten: Es ist nicht ersichtlich, ob in der Nähe der betroffenen Flächen FFH- 
oder Vogelschutzgebiete liegen und ob diese durch die Umzonierung oder die dadurch ermöglichten 
Entwicklungen beeinträchtigt werden könnten. Eine entsprechende Vorprüfung oder FFH-Verträg-
lichkeitsprüfung ist nicht dokumentiert. 

Prüfung der Vereinbarkeit mit dem Schutzzweck: Es fehlt eine Darlegung, warum die Rückstufung von 
20,61 Hektar aus der Schutzzone II in die Entwicklungszone mit dem Schutzzweck des Naturparks 
gemäß § 5 der Naturparkverordnung Erzgebirge/Vogtland vereinbar ist. Der Schutzzweck für die Schutz-
zone II umfasst insbesondere den Schutz von Natur und Landschaft vor nachteiligen Veränderungen, 
die Erhaltung und Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes sowie die Schaffung 
von Biotopverbundsystemen (Naturparkverordnung Erzgebirge/Vogtland vom 09.05.1996, § 5). 

Alternativenprüfung: Es ist nicht dargelegt, ob und inwieweit die angestrebte Siedlungsentwicklung 
auch außerhalb des Naturparks oder auf bereits als Entwicklungszone ausgewiesenen Flächen realisiert 
werden könnte. Eine Abwägung mit Alternativen ist nicht erkennbar. 

Bindung an Pflege- und Entwicklungskonzept: § 20 Abs. 2 SächsNatSchG sieht vor, dass die Naturpark-
verordnung soweit erforderlich Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen als Grundzüge einer Pflege- und 
Entwicklungsplanung festlegen soll. Es ist nicht dargelegt, ob die Umzonierung auf der Grundlage eines 
aktuellen Pflege- und Entwicklungskonzepts erfolgt oder ob sie im Widerspruch zu einem solchen Kon-
zept steht. 

Ohne diese Ermittlungs- und Abwägungsgrundlagen ist die Verordnung als Rechtsgrundlage für künftige 
Nutzungsentscheidungen mangelhaft. Die Behörde kommt ihrer Pflicht zur Sachverhaltsermittlung 
(Amtsermittlungsgrundsatz, vgl. § 24 SächsVwVfG) sowie den Anforderungen an eine nachvollzieh-
bare Begründung staatlichen Handelns (vgl. § 39 SächsVwVfG) nicht ausreichend nach. 
 

II. Materielle Bedenken 

1. Nettoverlust von Schutzflächen ohne nachvollziehbare Rechtfertigung 

Die Umzonierung führt zu einem Nettoverlust von ca. 2,9 Hektar Schutzzonenflächen (20,61 ha Rück-
stufung minus 17,71 ha Aufwertung). Dieser Verlust ist naturschutzfachlich nicht begründet. Die Ver-
ordnung legt nicht dar, warum dieser Verlust erforderlich ist und durch welche Maßnahmen er kompen-
siert werden soll. 

Nach § 27 Abs. 1 BNatSchG sind Naturparke einheitlich zu entwickelnde und zu pflegende Gebiete, die 
großräumig sind, überwiegend Landschaftsschutzgebiete oder Naturschutzgebiete sind und sich 
wegen ihrer landschaftlichen Voraussetzungen für die Erholung besonders eignen. Die Zonierung dient 
der Umsetzung dieses Schutzzwecks. Eine Verringerung der Schutzzonenflächen bedarf daher jeden-
falls einer nachvollziehbaren, am Schutzzweck ausgerichteten Begründung und einer dokumentierten 
Abwägung, warum die Rückstufung trotz Schutzauftrag vertretbar ist. Eine solche Darlegung fehlt. 

 

2. Vorrang der Siedlungsentwicklung vor Naturschutzerfordernissen 

Die Umzonierung dient ausweislich der vorgelegten Unterlagen ausschließlich der Ermöglichung des 
Flächennutzungsplans des Verwaltungsverbandes Jägerswald (Schreiben vom 11.12.2025, S. 1). Sie ist 
damit primär durch kommunale Planungsinteressen motiviert, nicht durch naturschutzfachliche Erfor-
dernisse. 
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Dies verkehrt die Systematik des Naturschutzrechts: Der Naturpark soll nach § 27 Abs. 1 BNatSchG der 
Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung einer durch vielfältige Nutzung geprägten Landschaft 
und ihrer Arten- und Biotopvielfalt dienen. Die Zonierung ist Instrument zur Umsetzung dieses Zwecks. 
Eine Anpassung der Schutzgebietsgrenzen an kommunale Entwicklungswünsche ohne überwiegende 
naturschutzfachliche Gründe steht im Widerspruch zu diesem Grundsatz. 

Es gibt keine Unterlagen, die darlegen, warum die kommunale Siedlungsentwicklung nicht außerhalb 
des Naturparks oder auf bereits als Entwicklungszone ausgewiesenen Flächen erfolgen kann. Eine 
Abwägung zwischen Entwicklungsinteressen und den Belangen des Naturschutzes ist nicht 
nachvollziehbar dokumentiert. 

 

3. Unvereinbarkeit mit dem Schutzzweck der Schutzzone II 

Die Naturparkverordnung Erzgebirge/Vogtland legt in § 5 den Schutzzweck fest. Für die Schutzzone II 
gilt insbesondere: 

• Schutz von Natur und Landschaft vor nachteiligen Veränderungen 

• Erhaltung und Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und der Naturgüter 

• Schaffung von Biotopverbundsystemen 

• Bestandspflege und -förderung gefährdeter und vom Aussterben bedrohter Arten 

(Naturparkverordnung Erzgebirge/Vogtland vom 09.05.1996, § 5) 

Die Rückstufung von 20,61 Hektar aus der Schutzzone II in die Entwicklungszone steht im Widerspruch 
zu diesem Schutzzweck. Die Verordnung legt nicht dar, warum die betroffenen Flächen diesen beson-
deren Schutz nicht mehr benötigen und welche Umstände eine Rückstufung rechtfertigen. 

 

4. Absenkung des Schutzniveaus und Folgewirkungen für den Naturschutz 

Die Überführung von Flächen aus der Schutzzone II in die Entwicklungszone senkt das Schutzniveau 
erheblich ab: 

In der Schutzzone II sind nach § 6 Abs. 2 der Naturparkverordnung Erzgebirge/Vogtland alle Handlungen 
verboten, die den Charakter des Gebietes verändern oder dem Schutzzweck zuwiderlaufen. Die Errich-
tung baulicher Anlagen bedarf der schriftlichen Erlaubnis der Naturschutzbehörde, die nur erteilt werden 
darf, wenn die Handlung weder den naturschutzrechtlichen Vorschriften noch dem Zweck des Natur-
parkes oder dem Pflege- und Entwicklungskonzept zuwiderläuft (Naturparkverordnung Erzge-
birge/Vogtland vom 09.05.1996, § 6 Abs. 2 und 4). Zudem sind die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege bei allen Entwicklungsmaßnahmen mit besonderem Gewicht zu beachten (Natur-
parkverordnung Erzgebirge/Vogtland vom 09.05.1996, § 4 Abs. 1). 

In der Entwicklungszone hingegen ist die Zone gerade für „landschaftsverträgliche Siedlungsentwick-
lung oder intensive Erholungsnutzung" vorgesehen (Naturparkverordnung Erzgebirge/Vogtland vom 
09.05.1996, § 4 Abs. 1). Die Schutzstandards der Schutzzone II gelten dort nicht. Vorhaben, die in der 
Schutzzone II regelmäßig nicht zulässig wären oder nur unter strengeren Maßstäben in Betracht kom-
men, werden durch die Rückstufung erleichtert bzw. konfliktärmer darstellbar. 

Die zu erwartende bauliche Entwicklung könnte zu folgenden Beeinträchtigungen führen: 

• Flächenversiegelung und Verlust von Bodenfunktionen 

• Habitatverluste für Tier- und Pflanzenarten 

• Zerschneidung von Biotopverbünden 
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• Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 

• Erhöhung von Lärm- und Lichtemissionen 

Diese Folgewirkungen sind nicht untersucht und nicht in die Abwägung eingestellt worden. Es ist auch 
nicht geprüft, ob durch die zu erwartenden Vorhaben Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG 
ausgelöst werden können. 

 

5. Arrondierung als unzureichende Begründung 

Die Verordnung begründet mehrfach einzelne Umzonierungen „aus Gründen der Arrondierung" (Verord-
nungsentwurf vom 18.11.2025, § 2 Abs. 1 Nr. 1, 3; Abs. 2 Nr. 9, 13, 17). Danach werden Flächen einbe-
zogen, um „eine Anpassung als zusammenhängende Fläche an die Abgrenzung" zu ermöglichen. 

Diese Begründung ist naturschutzfachlich unzureichend. Sie stellt rein administrative Erwägungen über 
ökologische Funktionen und Schutzerfordernisse. Es ist nicht dargelegt, warum gerade diese Flächen 
ihren Schutzstatus verlieren sollen und ob nicht auch eine Arrondierung durch Aufwertung der angren-
zenden Flächen in Betracht käme. 

 
6. Irreversibilität von Schutzgebietsrückstufungen 

Schutzgebietsrückstufungen sind in der Praxis irreversibel. Sobald Flächen bebaut sind, können sie 
nicht mehr in den ursprünglichen Zustand versetzt werden. Die Entscheidung über die Rückstufung 
muss daher auf einer besonders sorgfältigen naturschutzfachlichen Grundlage beruhen. 

Eine Rückstufung ist nur dann vertretbar, wenn die betroffenen Flächen nachweislich bereits so stark 
anthropogen überformt sind, dass ein besonderer Schutz nicht mehr erforderlich ist, oder wenn über-
wiegende Gründe des Gemeinwohls die Rückstufung zwingend erfordern und keine zumutbaren Alter-
nativen bestehen. Diese Voraussetzungen sind nicht dargelegt. 
 

III. Fehlende Gewichtung der Naturschutzbelange 

Mangels nachvollziehbarer Begründung und fachlicher Ermittlung ist nicht erkennbar, dass die 
Belange des Naturschutzes mit dem ihnen zukommenden Gewicht in die Abwägung eingestellt wur-
den. Die bloße Behauptung, Biotope seien nicht betroffen (Schreiben vom 11.12.2025, S. 1), ersetzt keine 
umfassende naturschutzfachliche Bewertung. 

Gerade bei einer Schutzgebietsänderung müssen die naturschutzfachlichen Gründe, die gegen eine 
Rückstufung sprechen, ermittelt und in der Abwägung sichtbar gewichtet werden. Diese Abwägung ist 
in den vorgelegten Unterlagen nicht dokumentiert. Es ist daher von einem Abwägungsdefizit auszuge-
hen. 

 

IV. Anforderung weiterer Unterlagen und Aussetzung des Verfahrens 

Wir fordern die Behörde auf, das Verfahren auszusetzen und folgende Unterlagen nachzureichen: 

• Eine ausführliche Begründung der Verordnung mit nachvollziehbarer Darlegung der Erwägungen, 
die zur Umzonierung geführt haben und der Abwägung zwischen Entwicklungsinteressen und 
Naturschutzbelangen 

• Eine vollständige naturschutzfachliche Bestandsaufnahme aller von der Umzonierung betroffe-
nen Flächen mit Biotopkartierung, Vegetationsaufnahmen und einer Bewertung der ökologischen 
Funktionen 
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• Eine Risikoabschätzung bezüglich der Betroffenheit besonders oder streng geschützter Arten und 
möglicher Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG durch künftige Vorhaben auf den 
zurückgestuften Flächen 

• Eine Prüfung, ob in der Nähe der betroffenen Flächen Natura-2000-Gebiete liegen und ob diese 
durch die Umzonierung beeinträchtigt werden können 

• Eine Darlegung, warum die Rückstufung mit dem Schutzzweck des Naturparks gemäß § 5 der 
Naturparkverordnung vereinbar ist 

• Eine Prüfung von Alternativen zur Siedlungsentwicklung außerhalb des Naturparks oder auf 
bereits als Entwicklungszone ausgewiesenen Flächen 

• Eine Darlegung, ob die Umzonierung auf der Grundlage eines aktuellen Pflege- und Entwicklungs-
konzepts erfolgt 

 

Nach Vorlage dieser Unterlagen muss eine erneute Beteiligung der Träger öffentlicher Belange mit 
angemessener Frist erfolgen. 

 

V. Antrag 

Wir beantragen, 

1. das Verfahren zur Änderung des Naturparks „Erzgebirge/Vogtland" auszusetzen und die unter 
Ziffer IV genannten Unterlagen nachzureichen, 

2. nach Vorlage vollständiger Unterlagen eine erneute Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
mit einer Frist von mindestens acht Wochen durchzuführen, 

3. die geplante Umzonierung nicht zu beschließen, solange nicht nachvollziehbar dargelegt ist, 
dass 

- die betroffenen Flächen keine naturschutzfachlich wertvollen Bereiche umfassen oder 
deren Verlust durch überwiegende Gründe des Gemeinwohls gerechtfertigt ist, 

- keine geschützten Arten erheblich beeinträchtigt werden, 

- die Umzonierung mit dem Schutzzweck des Naturparks vereinbar ist, 

- keine zumutbaren Alternativen zur Siedlungsentwicklung außerhalb des Naturparks oder 
auf bereits als Entwicklungszone ausgewiesenen Flächen bestehen, 

- die Naturschutzbelange mit dem ihnen zukommenden Gewicht in die Abwägung eingestellt 
wurden. 

 

Wir bitten um Bestätigung des Eingangs dieser Stellungnahme und um Mitteilung, wie mit den vorgetra-
genen Einwendungen verfahren wird. 

 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


